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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

Die Frage der Altersdiskriminierung im Rahmen der Sozialauswahl ist nach wie vor nicht abschließend gekl�rt. Gaul und

Bonanni geben diesbez�glich Hinweise wie damit in der Praxis umzugehen ist, w�hrend Peter das auch in diesem Rah-

men bedeutende Urteil des BAG zur Anwendbarkeit der Vermutungsregelung des § 1 Abs. 5 KSchG auf �nderungsk�ndi-

gungen n�her kommentiert.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur Arbeitsrecht

// Standpunkt/
von Thomas Ubber,

RA und FAArbR, Lovells

LLP, Frankfurt a.M.

ZumErforderniseinesbetrieb-
lichenEingliederungs-
managements

Das BAG (12.7.2007 – 2 AZR 716/06) hatte

sich mit der vor wenigen Tagen ver�ffentlich-

ten Entscheidung erstmals mit der Frage aus-

einanderzusetzen, ob die Durchf�hrung eines

betrieblichen Eingliederungsmanagements

(BEM) nach § 84 Abs. 2 SGB IX eine Wirksam-

keitsvoraussetzung f�r den Ausspruch einer

personenbedingten K�ndigung darstellt. Er-

freulicherweise muss ein BEM nicht zwingend

durchgef�hrt worden sein, damit die K�ndi-

gung einer rechtlichen �berpr�fung stand-

h�lt. Die unterlassene Durchf�hrung f�hrt je-

doch dazu, dass sich die Darlegungs- und Be-

weislast des Arbeitgebers in einem etwaigen

K�ndigungsschutzprozess erheblich ver-

sch�rft. Hat der Arbeitgeber die Durchf�h-

rung eines BEM vers�umt, so muss er nach

krankheitsbedingter K�ndigung in einem

K�ndigungsschutzprozess darlegen, dass ein

Einsatz des Arbeitnehmers auf dem bisheri-

gen Arbeitsplatz nicht mehr m�glich, eine lei-

densgerechte Anpassung des Arbeitsplatzes

ausgeschlossen ist und der Arbeitnehmer

auch nicht auf einem anderen Arbeitsplatz

bei ge�nderter T�tigkeit eingesetzt werden

kann. Im Gegensatz zur fr�heren Rechtslage

kann der Arbeitgeber sich also nicht mehr da-

rauf beschr�nken, zun�chst pauschal auf feh-

lende alternative Einsatzm�glichkeiten zu

verweisen mit der Folge, dass sodann der Ar-

beitnehmer darlegungspflichtig ist. Aufgrund

dieser Versch�rfung der Darlegungs- und Be-

weislast bei krankheitsbedingten K�ndigun-

gen ist aus Sicht der Unternehmen zu �berle-

gen, ob nicht die generelle Einf�hrung eines

BEM vorgenommen werden sollte. Die Anfor-

derungen hieran scheinen nicht allzu hoch zu

sein.

Entscheidungen

BAG: Befristung einer Arbeitszeiterh�hung

Der siebte Senat entschied in seinem Urteil

vom 8.8.2007 – 7 AZR 855/06 – wie folgt: Er-

folgt die Befristung der Erh�hung der Arbeits-

zeit eines unbefristet teilzeitbesch�ftigten Ar-

beitnehmers auf Grund von Umst�nden, die

die Befristung eines Arbeitsvertrags insgesamt

nach § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 TzBfG rechtferti-

gen w�rden, wird der Arbeitnehmer durch die

Befristung der Arbeitszeiterh�hung in aller

Regel nicht nach § 307 Abs. 1 BGB unangemes-

sen benachteiligt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-1

BAG: Verg�tung nach einem

Firmentarifvertrag nach B�

Der vierte Senat entschied in seinem Urteil vom

19.9.2007 – 4 AZR 601/06 – wie folgt: Sowohl

nach § 2 ETV als auch nach § 2 ETV 2005 be-

stimmt sich die Einstufung des Arbeitnehmers in

die Entgeltstufen der f�r ihn zutreffenden Entgel-

tgruppe nach der Zeit seiner Berufst�tigkeit beim

Internationalen Bund (IB) ab Inkrafttreten des

ETV am 1.2.2001.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-2

BAG: Behandlung gesetzlicher Rente bei

beamten�hnlicher Versorgung

Wird einem Arbeitnehmer, der aus einem Beam-

tenverh�ltnis ausscheidet und in ein Arbeitsver-

h�ltnis eintritt, eine Versorgung wie einem ver-

gleichbaren Beamten unter Anrechnung der So-

zialversicherungsrente zugesagt, so ist die H�he

der Pension festzustellen, die dem Arbeitnehmer

zust�nde, w�re er Beamter geblieben.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-3

LAG N�rnberg: Weiterbesch�ftigung und

Freistellung bei K�ndigung

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

18.9.2007 – 4 Sa 586/07: Bei einem gem�ß

§ 102 Abs. 5 BetrVG begr�ndeten Weiterbe-

sch�ftigungsverh�ltnis besteht das gek�ndigte

Arbeitsverh�ltnis kraft Gesetzes zu den bisheri-

gen arbeitsvertraglichen Bedingungen �ber den

Entlassungstermin fort. Eine von der Arbeitge-

berin bereits w�hrend der K�ndigungsfrist aus-

gesprochene und danach aufrechterhaltene

Freistellung des Arbeitnehmers kann bewirken,

dass auch w�hrend des Weiterbesch�ftigungs-

verh�ltnisses eine tats�chliche Arbeitst�tigkeit

unterbleibt und dem Arbeitnehmer lediglich ei-

nen Anspruch auf Annahmeverzugslohn gem�ß

§ 615 BGB zusteht.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-4

LAG N�rnberg: Keine Betriebsstilllegung –

Altersteilzeitmitarbeiter

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

27.11.2007 – 7 Sa 119/06: Eine Betriebsstillle-

gung liegt nicht vor, wenn drei Altersteilzeitmit-

arbeiter w�hrend ihrer aktiven Phase noch 9/15/

16,5 Monate �ber den behaupteten Stilllegungs-

termin hinaus mit Aufr�umungs- und Abwick-

lungsarbeiten besch�ftigt werden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-5

LAG Schleswig-Holstein: Kein

Ablehnungsgesuch bei Brainstorming

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

6.11.2007 – 2 Ta 256/07 – wie folgt: Allein der

Umstand, dass sich die Vorsitzenden unter-

schiedlicher Kammern �ber die Beurteilung von

Rechtsfragen ins Benehmen setzen, rechtfertigt

keinen Befangenheitsantrag.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-217-6
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